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RECHTSGRUNDLAGEN

Dieser Bebauungsplan ist aufgestellt nach folgenden Vorschriften:
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 

I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
geändert worden ist.

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

- §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 11.April 2019 (GV.NRW.S.202)

- Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht 
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW S.516)

- Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 2018 S. 421), zuletzt 
geändert durch  Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086), in Kraft 
getreten am 22. September 2021.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss
Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches durch Beschluss des 
Rates der Gemeinde vom 14.09.2021 aufgestellt worden. Gemäß § 13 a Abs. 2 i. V. mit § 
13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird bei diesem Bebauungsplan nach § 2 Abs. 4 von dem 
Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.
Der Aufstellungsbeschluss ist im Internet und durch Aushang vom __.__. bis __.__. 2022 
ortsüblich bekannt gemacht worden.
Marienheide,  __.__.2022

........................................ 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

2. Öffentliche Auslegung
Dieser Bebauungsplan ist mit Begründung und dem  Artenschutzprüfung Protokoll zur
gem. § 13 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__. bis __.__.2022 öffentlich 
ausgelegt worden.
Die öffentliche Auslegung ist im Internet und durch Aushang vom __.__. bis __.__.2022 
ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange wurden mit Schreiben vom __.__.2022 von der öffentlichen Auslegung 
benachrichtigt.
Marienheide,  __.__.2022

................................. 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

3. Satzungsbeschluss
Dieser Bebauungsplan ist gemäß § 10 des Baugesetzbuches vom Rat der Gemeinde in 
seiner Sitzung am __.__.2022 als Satzung beschlossen worden.
Der Rat hat in der Sitzung die während des Verfahrens vorgetragenen Anregungen sowie 
die Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und der 
benachbarten Gemeinden zuvor geprüft und abgewogen. Das Ergebnis ist mitgeteilt 
worden.
Marienheide,  __.__.2022
 
................................. 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

4. Ausfertigung der Satzung
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen 
durch Text, Farbe und Schrift einschließlich Begründung mit dem hierzu ergangenen 
Beschluss des Rates der Gemeinde Marienheide vom __.__.2022 übereinstimmt und 
dass für die Rechtswirksamkeit maßgeblichen Verfahrensvorschriften in ihrer derzeit 
geltenden Fassung beachtet wurden.
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.
Marienheide,  __.__.2022

................................. 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

5. Inkrafttreten
Die Durchführung des Verfahrens sowie Ort und Zeit zur Einsichtnahme wurde gemäß § 
10 des Baugesetzbuches im Internet und durch Aushang des Bekanntmachungstextes 
vom __.__. bis __.__.2022 öffentlich bekanntgemacht.
Damit erlangte dieser Bebauungsplan am __.__.2022 Rechts .verbindlichkeit
Marienheide,  __.__.2022
 
................................. 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

6. Beachtliche Verletzung von Vorschriften
Innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes sind eine 
nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs nicht geltend gemacht worden.
Marienheide, __.__.2022

................................. 
Stefan Meisenberg 
Bürgermeister

Plangrundlage
Die Darstellung stimmt mit dem amtlichen Katasternachweis vom __.__.2022 überein.
Es wird bescheinigt, dass die Festlegungen der städtebaulichen Planung geometrisch 
eindeutig sind. 
Wipperfürth,  __.__.2022

......................................................................
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur                 (Siegel)

Einsichtnahme in den Bebauungsplan, Fachgutachten und Vorschriften
Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, 
Richtlinien usw.) können während der Öffnungszeiten im Fachbereich VI, Hauptstr. 20, 
51709 Marienheide eingesehen werden.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
A Planungsrechtliche Festsetzungen  (§ 9 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung   
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 1. Abschnitt BauNVO)

1.1 In den Mischgebieten MI  und MI  sind zulässig:1 2

- Wohngebäude, 
- Geschäfts- und Bürogebäude, sowie 
- sonstige Gewerbebetriebe. 

Ausnahmsweise sind zulässig:
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und  

sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:
- Einzelhandelsbetriebe mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten gemäß der  

unten aufgeführten „Marienheider Liste“ zur Sicherung des zentralen Versorgungsbereichs 
Marienheide,

- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen, 
- Vergnügungsstätten und Betriebe, die Waren und Dienstleistungen zur Erregung sexueller  

Bedürfnisse oder deren Befriedigung anbieten, sowie Bordelle.

Im Mischgebiet MI  zulässig und im Mischgebiet MI  nicht zulässig ist: 1 2

maximal ein Getränkemarkt (Kernsortiment) mit einer Gesamtverkaufsfläche von höchstens 
720 m .2

Zulässiges Kernsortiment ist gemäß der unten aufgeführten „Marienheider Liste“: 
47.2.0 Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmittel, Getränke und Tabakwaren.  

Alle weiteren zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimente der „Marienheider 
Liste“ sind als Randsortiment auf maximal 10 % der Verkaufsfläche zu beschränken. 
Sonstige Aktionswaren, die nur in einem begrenzten Zeitraum angeboten werden, sind auf 
maximal 15 % der Verkaufsfläche zu beschränken.

Im Mischgebiet MI  zulässig und im Mischgebiet MI  nicht zulässig ist: 2 1

maximal ein Einzelhandelsbetrieb der Lebensmittelbranche (Kernsortiment) in Form eines 
Lebensmitteldiscounters mit einer Gesamtverkaufsfläche von höchstens 800 m². 
Zulässiges Kernsortiment sind gemäß der unten aufgeführten „Marienheider Liste“: 
41.11.1 Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmitteln, Getränken u. Tabakwaren ohne  

 ausgeprägten Schwerpunkt,
47.2.0 Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmittel, Getränke und Tabakwaren,  
47.75.0 Einzelhandel mit kosmetischen Erzeugnisse und Körperpflegemittel,  
47.78.9 Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel, Bürstenwaren und Kerzen.  

Alle weiteren zentrenrelevanten und nicht-zentrenrelevanten Sortimente der „Marienheider 
Liste“ sind als Randsortiment auf maximal 10 % der Verkaufsfläche zu beschränken.
Sonstige Aktionswaren, die nur in einem begrenzten Zeitraum angeboten werden, sind auf 
maximal 15 % der Verkaufsfläche zu beschränken.

Marienheider Liste

1.2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) Stellplätze 
Flächen für Nebenanlagen mit der Zeckbestimmung St (Stellplätze und ihre Zufahrten)
In den Mischgebieten sind Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sowie der Flächen für Nebenanlagen mit der Zweckbestimmung "Stellplätze" (St) zulässig.

1.3 (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB und § 14 BauNVO) Sonstige Nebenanlagen  
Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wasser und Wärme sowie zur 
Ableitung von Abwasser- und Niederschlagswasser dienenden Nebenanlagen des § 14 Abs. 2 
BauNVO sind im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO unabhängig von einer zeichnerischen 
Festsetzung allgemein zulässig. Dies gilt auch für die der fernmeldetechnischen Erschließung 
dienenden Nebenanlagen.
Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung "Abfallentsorgung"

2 Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 2. Abschnitt BauNVO)
2.1  (§ 18 BauNVO) Höhe baulicher Anlagen

Im MI  wird das Maß der Bauhöhe in Metern über Normalhöhennull (NHN) angegeben. Oberer 1

Bezugspunkt ist die Oberkante der Attika des aufgehenden Mauerwerkes an der höheren Seite 
des Pultdaches.
Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen darf ausnahmsweise überschritten werden 
durch nutzungsbedingte Anlagen, die zwingend der natürlichen Atmosphäre ausgesetzt sein 
müssen (Wärmetauscher, Kälteaggregate, Lichtkuppeln und Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie, Ansaug- und Fortführungsöffnungen) bis zu einer Höhe von 1,50 m.
Diese Aufbauten müssen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des Daches 
abrücken.
Im Mischgebiet MI  wird gemäß § 16 Abs. 4 BauNVO zugleich ein Mindestmaß für die Höhe 1

baulicher Anlagen von 385 m ü. NHN festgesetzt.

2.2  (§ 19 BauNVO) Zulässige Grundfläche
Bei der Ermittlung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) sind für die Bestimmung der 
maßgebenden Fläche des Baugrundstücks die Grünflächen einzubeziehen, die zwischen der 
Plangebietsgrenze, der Verkehrsbegrenzungslinie der Privatstraße und der Trennungslinie zur 
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen den jeweiligen Baugrundstücken zuzuordnen sind. 
Die zulässige Grundfläche wird durch die Grundflächenzahl bestimmt. Sie darf gemäß § 19 Abs. 
4 BauNVO durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten (gemäß § 12 BauNVO), 
Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu 50 %, höchstens jedoch bis zu 
einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden.

2.3  (§ 20 BauNVO) Anzahl der Vollgeschosse
Im Mischgebiet MI  wird die Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse auf ein Vollgeschoss 1

festgesetzt. 
Im Mischgebiet MI  wird die Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse auf zwei 2

Vollgeschosse festgesetzt.

3 Überbaubare Grundstücksfläche  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, 3. Abschnitt BauNVO)
3.1  (§ 22 BauNVO) Bauweise

Gemäß § 22 Abs. 1 BauNVO wird die offene Bauweise festgesetzt.
3.1  (§ 23 BauNVO) Baugrenzen

Ein Maß von bis zu 0,25 m wird als geringfügiges Maß nach § 23 Abs. 3 BauNVO für das 
Überschreiten einer Baugrenze festgesetzt. Überdachungen dürfen Baugrenzen über-
schreiten.

4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
Nicht öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer Zeckbestimmung als Privatstraße
Verkehrsflächenbegrenzungslinie

4.1 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) Ein- und Ausfahrten 
Für die Grundstücke im zeichnerisch festgesetzten Bereich sind Ein- und Ausfahrten 
unzulässig.

5 Grünflächen und Maßnahmen zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und  
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nrn. 15, 20 und 25 BauGB)

5.1 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) Private Grünflächen 
Die Privaten Grünflächen sind zugehörige Bestandteile der Baugebiete.

Die Privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung VG "Verkehrsgrün" sind vollflächig mit 
bodenbedeckender Vegetation (Rasen, Gräser, Stauden, niederwüchsige Gehölze) zu 
begrünen und auf Dauer zu erhalten. Abdeckungen aus mineralischen Substraten wie Schotter, 
Kiesel und dergleichen sind nicht zulässig.

5.2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a  Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
BauGB)
Die mit der Kennziffer 1 gekennzeichneten Flächen sind im Verhältnis von 8 zu 2 mit Bäumen 
und Sträuchern der Arten und Qualitäten aus den Listen A und B vollflächig zu bepflanzen. 
Dabei sind Sträucher vorzugsweise am Rand zu pflanzen. Abgängige Pflanzen sind gleichartig 
zu ersetzen.
Die mit der Kennziffer 2 gekennzeichneten Flächen sind als Extensivwiese zu gestalten und 
dauerhaft als solche zu erhalten. Eine Maat der Wiese ist ein- bis zweimal pro Jahr zulässig.
Die im Plan mit der Kennziffer 3 gekennzeichneten Flächen sind mit Sträuchern in einer 
Auswahl aus der Liste B zu bepflanzen. Es sind jeweils 5 Exemplare einer Art im 
Rasterpflanzabstand von 2 x 2 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Pflanzen 
sind gleichartig zu ersetzen.

Gehölzliste A Bäume
Acer pseudoplatanus Bergahorn  
Carpinus betulus Hainbuche  
Alnus cordata herzblättrige Erle   
Gleditsia triacanthos inemis Gleditschie 
Prunus avium Vogelkirsche   
Crataegus monogyna Weißdorn  
Tilia pallida Kaiserlinde   
Sorbus aucuparia  Eberesche   
Sorbus intermedia skandinavische Mehlbeere  

als Hochstamm, STU mind. 12 cm

Gehölzliste B Sträucher
Cornus mas Kornelkirsche   
Corylus avellana Hasel  
Kokwitzia amebilis Kolkwitzie  
Rosa canina Hundsrose   
Viburnum opulus roseumgefüllt blühender Schneeball 
Ribes rubrum Johannisbeere   

als mind. zweimal verschulte Heister

6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

 Lärmschutz an Gebäuden 
Auf den in der Planzeichnung als Bereich für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen (LS) eingetragenen Gebäudeseiten zur Hauptstraße (B 256) hin sind für 
Räume, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen, Lärmschutzmaßnahmen 
vorzunehmen (passiver Lärmschutz). Hier sind die Anforderungen nach DIN 4109-1, 
Schallschutz im Hochbau, Ausgabe 2018 zu erfüllen.

7. Geltungsbereich  (§ 9 Abs. 7 BauGB)
Grenze des Räumlichen Geltungsbereichs der 4. Änderung des Bebauungsplans

B Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen  
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NW)

1 Fassadengestaltung (Oberflächengestaltung) 
Die Verwendung von Materialien mit glänzenden Oberflächen wie z. B. Keramik-
materialien sowie Werkstoffimitate aller Art wie z. B. Bitumenpappe und von Materialien 
mit Signalfarbgebung ist nicht zulässig.

2 Dachform  
Im Mischgebiet MI  sind leicht geneigte Flachdächer und Pultdächer mit einer Dach-1

neigung von 3° bis 15° sowie Satteldächer mit einer Dachneigung von 30° bis 45° 
zulässig. 
Im Mischgebiet MI  ist nur das Satteldach mit einer Dachneigung von 30° bis 45° 2

zulässig. 
Im Mischgebiet MI  und MI  wird für den Hauptbaukörper die Firstrichtung festgesetzt. 1 2

3 Erschließungsflächen/Versiegelungen  
Die Stellplatzflächen und ihre Zufahrten sind so zu gestalten, dass die anfallenden 
Oberflächenwässer schadlos dem Untergrund zugeführt werden können. 
Bodenversiegelungen außerhalb der zulässigen baulichen Anlagen und Erschließungs-
flächen sind nicht zulässig.

4 Werbeanlagen  (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 Abs. 4 BauO NRW)
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der jeweiligen Leistung zulässig. 
Freistehend ist ausschließlich Eigenwerbung zulässig.
Werbeanlagen und sonstige Anlagen mit wechselndem, laufendem oder blinkendem 
Licht sowie Laserwerbung, Skybeamer oder vergleichbare Anlagen sind nicht zulässig.
Werbeanlagen dürfen nicht in die öffentlichen Verkehrsflächen hineinragen.

5 Ausnahmen 
Ausnahmen von den Gestaltungsfestsetzungen können im Einzelfall zugelassen 
werden, wenn die Abweichung die architektonische Qualität des Einzelbauwerks und 
das Erscheinungsbild des städtebaulichen Ensembles nicht mindert und öffentliche 
Belange nicht beeinträchtigt werden.

C Hinweise 

Denkmalpflege
Gemäß §§ 15 und 16 DSchG NRW (Meldepflicht und Veränderungsverbot bei der Ent-
deckung von Bodendenkmälern) ist sicherzustellen, dass bei Bodenbewegungen 
auftretende archäologische Funde und Befunde der Gemeinde als Untere Denkmal-
behörde oder dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle 
Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, 
unverzüglich zu melden sind. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert 
zu erhalten. Die Weisung des LVR- Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der 
Arbeiten ist abzuwarten.

Kampfmittel
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnliche Verfär-
bungen auf oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, so sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und der Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
oder die nächstgelegene Polizeidienststelle zu verständigen.
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen.

Niederschlagswasser
Das Niederschlagswasser von den Dachflächen und den Verkehrsflächen ist ent-

Mischsprechend der vorliegenden Einleitungserlaubnis in den wasserkanal einzuleiten. 

Bebauungsplan
Mit der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 47 "B 256/Martin-Luther-Straße" tritt der 
Bebauungsplan Nr. 47 "B 256/Martin-Luther-Straße" in der Fassung seiner 3. Änderung 
für diesen Bereich außer Kraft.

Zu diesem Bebauungsplan gehört eine Begründung gemäß § 2a BauGB.
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